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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Mit 144 zu 24 Stimmen bei 21 Enthaltungen nahm der Nationalrat in der Herbstsession
2023 eine Motion Bellaiche (glp, ZH) an, die den Bundesrat aufforderte, die
Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz vor der von der EU vorgesehenen
Chatkontrolle zu schützen. Gemäss der Motionärin plane die Europäische Kommission
unter dem Deckmantel der Prävention und Bekämpfung von sexuellem Kindsmissbrauch
im Internet eine beispiellose Massenüberwachung, die nicht mit dem Recht auf
Privatsphäre vereinbar sei: Alle Anbietenden von elektronischen
Kommunikationsdiensten, die in der EU tätig sind, sollen dazu verpflichtet werden,
sämtliche private und geschäftliche Kommunikation auf Anzeichen von
Kindsmissbrauch zu kontrollieren. Der Bundesrat hatte die Motion zur Ablehnung
beantragt, weil die EU-Institutionen den Vorschlag noch nicht verabschiedet hätten
und damit noch nicht klar sei, was genau dessen Konsequenzen seien. Ausserdem habe
sich Justizministerin Elisabeth Baume-Schneider in einem gemeinsamen Schreiben mit
ihren Kolleginnen und Kollegen aus Deutschland, Österreich, Liechtenstein und
Luxemburg an die Justizministerinnen und -minister der EU-Staaten gewandt, um sie
auf die grundrechtlichen Gefahren der geplanten Chatkontrolle hinzuweisen. Judith
Bellaiche zeigte sich im Ratsplenum dankbar für diesen Schritt, forderte den Bundesrat
aber auf, weitere Einflusskanäle zu nutzen. Der Nationalrat stützte diese Ansicht; gegen
die Motion stimmten die Mehrheit der FDP-Fraktion sowie einzelne Vertreterinnen und
Vertreter aus Mitte und SVP. Die Grüne Fraktion enthielt sich grossmehrheitlich der
Stimme. 1

MOTION
DATUM: 25.09.2023
KARIN FRICK

Kriminalität

Die Fallzahlen von Cyberpädokriminalität stiegen seit Jahren an und befänden sich
gegenwärtig «auf einem Allzeithoch», so die Schätzungen des FBI und der UNO. Diese
Erkenntnis veranlasste Fabio Regazzi (cvp, TI) im Jahr 2019 dazu, mittels Postulat eine
Prüfung von rechtlichen und sonstigen Massnahmen zur Bekämpfung von sexuellem
Missbrauch von Kindern via Live-Streaming zu fordern. Als mögliche Massnahme solle
insbesondere der Einsatz von computergenerierten, künstlichen Bildern von Kindern
zur Anlockung potenzieller Täter geprüft werden. Dieser Ansatz habe sich in den
Niederlanden bereits seit 2014 als sehr effizient und wirksam entpuppt, sodass auch
Deutschland vorhabe, diesen künftig einzusetzen. Der Bundesrat sei sich der – durch
die Covid-19-Pandemie noch zusätzlich verstärkten – Zunahme von Pädokriminalität im
Internet und der deshalb grossen Relevanz von deren Bekämpfung sehr bewusst,
unterstrich Justizministerin Karin Keller-Sutter im September 2021 im Ratsplenum. Die
Bekämpfung von Pädokriminalität liege jedoch grundsätzlich in der Zuständigkeit der
Kantone, dies insbesondere seit der Rückübertragung bestimmter Aufgaben vom Bund
an die Kantone zu Beginn des Jahres 2021. Der Bundesrat vertrat die Meinung, dass
diese Rollenverteilung effizient und wirksam im Kampf gegen die Pädokriminalität sei
und dass daran festgehalten werden müsse. Aus diesem Grund beantragte er die
Ablehnung des Postulats. Der Nationalrat nahm das Postulat Regazzi in der
Herbstsession 2021 entgegen diesem Antrag mit 146 zu 37 Stimmen bei 4 Enthaltungen
an. Die Zustimmung zum Postulat war parteilich breit abgestützt und vereinte
vorwiegend Nationalrätinnen und -räte der Grünen, der SP, der Mitte und der SVP. Die
Grünliberalen und die FDP lehnten das Postulat grösstenteils ab. 2

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID

1) AB NR, 2023, S. 1931 f.; Lib, 26.9.23; AZ, 30.9.23
2) AB NR, 2021, S. 1746 f.; Po. 19.4105
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